
Hat die Europäische Kommission in diesem Zusammenhang eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt? Wenn ja, was kam dabei heraus? Wenn nein, plant die Kommission dann eine solche
Untersuchung, um die ökologischen Folgen für den Nationalpark „Ses Salines d’Eivissa i Formentera“ zu
ermitteln und insbesondere festzustellen, ob möglicherweise gegen die gemeinschaftliche Vogelschutz-
Richtlinie 79/409/EWG und die Habitat-Richtlinie oder gegen irgendwelche anderen Umweltvorschriften
der EU verstoßen wurde?

(1) ABl. L 103 vom 25.4.1979, S. 1.

Antwort von Frau Wallström im Namen der Kommission

(14. März 2003)

Der Kommission sind die vom Herrn Abgeordneten in der vorliegenden schriftlichen Anfrage
angesprochenen Fakten bekannt. Eine kürzlich eingegangene diesbezügliche Beschwerde wird derzeit von
den Kommissionsdienststellen geprüft.

Bezüglich der vom Herrn Abgeordneten gestellten Frage weist die Kommission darauf hin, dass die
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen für die jeweiligen Projekte ausschließlich in die
Zuständigkeit der zuständigen nationalen, regionalen oder lokalen Behörden fällt und dass der Projektträger
den zuständigen Behörden zwecks Genehmigung seines Projekts eine solche Studie vorzulegen hat.

Die Kommission als Hüterin der Verträge wird auf jeden Fall die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um
sicherzustellen, dass im vorliegenden Fall das Gemeinschaftsrecht eingehalten wird.

(2003/C 222 E/189) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0210/03

von Christine De Veyrac (PPE-DE) an die Kommission

(3. Februar 2003)

Betrifft: Gemeinschaftsinitiative URBAN II

Die Erklärung betreffend die URBAN-Initiative im Anhang zur Interinstitutionellen Vereinbarung vom
6. Mai 1999 (1) sieht vor, dass URBAN II Mittel in Höhe von bis zu 200 Millionen Euro durch
Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zugewiesen werden können.

Beabsichtigt die Kommission, diese Reserve im nächsten Haushaltsjahr in Anspruch zu nehmen?

(1) ABl. C 172 vom 18.6.1999, S. 21.

Antwort von Herrn Barnier im Namen der Kommission

(4. März 2003)

Die Gemeinschaftsinitiative URBAN II war 1999 in Berlin bei Annahme der Finanziellen Vorausschau noch
nicht geplant. Diese Initiative wurde erst im Jahr 2000 insbesondere auf Anregung des Parlaments ins
Leben gerufen und mit einem Teil der Finanzmittel ausgestattet, die ursprünglich für die innovativen
Maßnahmen bestimmt waren.

Die von der Frau Abgeordneten angeführte Erklärung lautet wie folgt: „Angesichts der Verminderung des
für die innovatorischen Maßnahmen vorgesehenen Finanzrahmens im Zusammenhang mit der URBAN-
Initiative kommen die Organe überein, die Möglichkeit zu prüfen, bis zu 200 Mio. EUR durch
Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments im Zeitraum 2000-2006 hierfür bereitzustellen.“

Nach Auffassung der Kommission bezieht sich diese Erklärung auf die mögliche Rückübertragung von 200
Mio. EUR auf die innovativen Maßnahmen. Eine Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments zugunsten
der Gemeinschaftsinitiative URBAN ist dabei also nicht vorsehen.
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